
Allgemeine 
Geschäftsbedingungen
Stand: 01.05.2025

§ 1 Allgemeine Bestimmungen
Bedingungen unserer Kunden, die von unseren Allge-
meinen Geschäftsbedingungen abweichen, haben keine 
Gültigkeit. Unsere Auftragsbestätigung in Schriftform ist 
über den Auftragsinhalt maßgebend und gilt verbindlich, 
sofern Sie nicht innerhalb von 10 Tagen widersprechen. 
Sofern zwischen Ihnen und uns nicht anderes vereinbart, 
gelten die Allgemeinen Geschäftsbedingungen für sämt-
liche Leistungen und Lieferungen. Zur Erbringung unserer 
Leistungen, insbesondere der Montagearbeiten, stellen Sie 
eine ordnungsgemäße Durchführung sicher und teilen uns 
die vollständigen erforderlichen Informationen und Daten 
rechtzeitig zur Verfügung. Sollten sich Informationen und 
Daten während des Auftrags ändern, ist dies weiterhin zu 
erfüllen.

§ 5 Gefahrübergang
Sollten wir Ware versenden, gehen die Gefahren einer ord-
nungsgemäßen Lieferung mit dem Versand auf Sie über. 
Die Lieferung der Waren erfolgt ab Lager. 

§ 4 Preise und Preisanpassungen
§ 4.1 Bei Wirksamwerden neuer gesetzlichen Änderungen, 
wie Steuererhöhungen, neue Steuern oder Abgaben gelten 
unsere Bestimmungen zur Preisanpassung. Des Weiteren 
gilt diese Bestimmung für alle staatlich veranlassten unsere 
Leistungen und Lieferungen betreffenden Änderungen 
oder Anpassungen. Umsatzsteueränderung werden wir an 
Sie weitergeben. Der Zeitpunkt einer Anpassung gilt mit 
Wirksamwerden der neuen gesetzlichen Bestimmungen.
§ 4.2 Preise für die Fernauslesung, Verarbeitung, Analyse, 
Abrechnung und Überlassung der dafür nötigen Geräte 

§ 6 Rechnungsstellung
Die durch uns unterjährig erbrachte Leistung, der monat-
lichen Fernablesung der Messgeräte und Bereitstellung der 
Daten auf der Kundenplattform, werden jährlich im Voraus 
in Rechnung gestellt. Die Gerätemiete ist eine Jahresmiete 
und wird in voller Höhe im Voraus in Rechnung gestellt. Wir 
behalten uns vor Teillieferungen und Teilleistungen vollstän-
dig in Rechnung zu stellen oder Berechnungszeiträume 
nachträglich anzupassen. Von uns in Rechnung gestellte 
Teilrechnungen werden bei der Schlussrechnung berück-
sichtigt und konsolidiert. 

§ 7 Zahlungsbedingungen
Unsere Rechnungen sind zehn Tage nach Rechnungs-
datum ohne Abzug fällig und an die auf der Rechnung 
angegebene Bankverbindung zu zahlen. Die am ältesten 
offenen Forderung wird mit einer Zahlung von Ihnen als 
erstes verrechnet. Aufrechnungen des Auftraggebers mit 
Gegenforderungen sind nur zulässig, wenn die betreffen-
de Gegenforderung des Auftraggebers unbestritten oder 
rechtskräftig ist. Hiervon ausgenommen sind Rückabwick-
lungsansprüche nach Widerruf durch den Auftraggeber 
sowie Ansprüche aus ungerechtfertigter Bereicherung. Mit 
Eintritt des Zahlungsverzuges – bei Kaufleuten mit Fälligkeit 
– ist der Rechnungsbetrag mit zehn Prozentpunkten über 
dem jeweiligen Basiszinssatz p. a. verzinslich. Wir behalten 
uns vor einen nachweislich festgestellten höheren Scha-
densfall geltend zu machen.

§ 8 Abrechnungsservice 
Sie erhalten eine Gesamtabrechnung der Liegenschaft 
und für jeden Nutzer eine Einzelabrechnung. Bevor Sie die 
Einzelabrechnungen an die Nutzer weitergeben, überprü-
fen Sie die Abrechnung auf Unrichtigkeiten. Unrichtigkeiten 
sind innerhalb von 90 Tagen ab Zustellung anzuzeigen. Die 
Abrechnung und der Ausweis von haushaltsnahen Beschäf-
tigungsverhältnissen und Dienstleistungen gemäß § 35a 
EStG in den Einzelabrechnungen erfolgt in Ihrem Auftrag 
und von uns ungeprüft ausschließlich nach Ihren Angaben.
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§ 2 Eigentumsvorbehalt
Geräte und Zubehör bleiben bis zur vollständigen Bezah-
lung des Kaufpreises Eigentum von AssetEnergy.
Wir behalten uns, falls Sie Kaufmann sind, das Eigentum 
an den von uns gelieferten Waren bis zur vollständigen Er-
füllung aller Forderungen aus unserer Geschäftsverbindung 
mit Ihnen vor. Sind Sie kein Kaufmann, behalten wir uns 
das Eigentum an den gelieferten Waren bis zur vollständi-
gen Bezahlung des Kaufpreises vor. Verpfändungen oder 
Sicherheitsübereignungen sind nicht gestattet. Bei einer 
Pfändung oder sonstigen zwangsvollstreckungsrecht-
lichen Eingriffen Dritter in die unter Eigentumsvorbehalt 
stehenden Waren, ist der Auftraggeber zur unverzüglichen 
Benachrichtigung verpflichtet. Entstehende Interventions-
kosten trägt der Auftraggeber.

§ 3 Gewährleistung, Mängelhaftung
Treten unsere Lieferung oder Leistung betreffende Mängel 
auf, müssen Sie die Sache nach einer ordnungsgemäßen 
Untersuchung in Textform innerhalb einer Woche nach 
Lieferung oder Leistungserbringung bei uns melden. Fol-
gende Schäden sind von der Gewährleistung und Haftung 
ausgenommen, sofern wir diese nicht zu vertreten haben: 
Durch Nichtbeachtung der Einbau-, Behandlungs- und 
Betriebsvorschriften, durch unsachgemäße Behandlung, 
durch Brand und Frost, durch Überschreiten der Betriebs- 
und Leistungswerte, durch Abnutzung durch Betrieb, durch 
Änderungen im Heizmedium, durch Änderungen des Was-
sers, durch Verstopfung und/oder Verschlammung, durch 
Chemikalien oder andere elektromagnetische, -lytische, 
-chemische Zusätze. Bei einer nicht form- und fristgerech-
ten Meldung der Mängel gilt die Lieferung und Leistung als 
mängelfrei. Bei einer fehlerhaften Abrechnung oder Ana-
lyse, aus Gründen, die wir zu vertreten haben, berichtigen 
wir die entsprechende Abrechnung oder Analyse kostenfrei. 
Für den Fall einer Haftung, aufgrund einer nicht fristgerecht 
erstellten Abrechnung, ist eine Mahnung vorauszusetzen, 
sofern wir das Verschulden zu vertreten haben. Im Verkehr 
zwischen Unternehmen beträgt die Verjährung von Ansprü-
chen wegen Mangels ein Jahr.

entnehmen Sie dem aktuellen zwischen Ihnen und uns 
geschlossenen Dienstleistungs- und Gerätemietvertrag. 
Zudem fallen bei Ausführung unserer Leistungen und Lie-
ferungen Fahrt-, Montage-, Verwaltungs-, Geräte-, Finan-
zierungs- und Personalkosten an. § 4.3 Preisanpassungen 
unterliegen dem Anlass einer Veränderung der unter § 4.2 
genannten Kosten und werden durch uns nach billigem 
Ermessen gemäß § 315 BGB vorgenommen. Grundlage für 
Höhe und Umfang einer Preisanpassungen ist die Ver-
änderung der unter § 4.2 genannten Kosten zwischen der 
vorhergehenden Anpassung – sofern vorhanden - und dem 
Wirksamwerden der Anpassung. Wenn keine vorhergehen-
de Preisanpassung vorhanden ist, gilt der Zeitpunkt des 
Vertragsabschlusses. Veränderungen dieser Kosten werden 
von uns mindestens jährlich überwacht und Preissenkun-
gen und -Steigerungen sind entsprechend miteinander zu 
verrechnen. Die erste Preisanpassung kann 4 Monate nach 
Vertragsbeginn umgesetzt werden.

§ 9 Gerätemiete und Garantiewartung
Die erforderliche Anzahl von Geräten und benötigtem Zu-
behör wird bei der Montage der Geräte je nach technischer 
Gegebenheit in der Liegenschaft ermittelt und separat mit-
geteilt, sowie bei Bedarf an abweichenden Geräten oder Zu-
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§ 11 Besondere Geschäftsbedingungen  
für den Rauchwarnmelder-Service 
Wir bieten folgende Leistungen in Bezug auf die Über-
prüfung der Rauchwarnmelder (im Folgenden als RWM 
bezeichnet) an:
§ 11.1 Für Funk-Rauchwarnmelder wird mindestens einmal 
im Jahr (+ 3 Monate) eine Inspektion durchgeführt, um si-
cherzustellen, dass Brand- und Rauchentwicklung frühzei-
tig erkannt und gemeldet werden, ohne dass die Wohnung 
betreten werden muss. Hierbei wird eine Ferninspektion 
über die aktivierten Funkschnittstellen durchgeführt, ohne 
dass eine persönliche Inaugenscheinnahme notwendig ist. 
Diese Inspektion prüft, ob der RWM ordnungsgemäß mon-
tiert ist, ob seine internen Systeme einwandfrei funktionie-
ren und ob der Raucheintritt durch Veränderungen im oder 
um den Melder herum innerhalb von mindestens 0,5 m 
eingeschränkt ist. Falls aufgrund von spezifischen Umge-
bungsbedingungen des RWM eine ausreichende automa-
tische Umfeldkontrolle nicht möglich ist, wird der Kontroll-
radius des RWM entsprechend reduziert. Sollte dies nicht 
ausreichend sein, wird diese Funktion deaktiviert, und der 
Kunde wird über die Deaktivierung informiert. In diesem 
Fall wird eine Umfeldkontrolle durch Inaugenscheinnahme 
zu den dann aktuellen Preisen durchgeführt.
§ 11.2 Die Inspektion von nicht-funkenden Rauchwarnmel-
dern sowie allen Fremd-Rauchwarnmeldern wird ausge-
schlossen.
§ 11.3 Die Durchführung und Ergebnisse unserer jährlichen 
Überprüfungen gemäß Ziffer 1 werden dokumentiert und 
für mindestens zwei Jahre archiviert. Der Kunde wird über 
die jährlichen Überprüfungen sowie über alle relevanten 
Tätigkeiten, die sich aus den Inspektionen ergeben haben, 
informiert.
§ 11.4 Wir sind nicht für die Alarmierung der Feuerwehr und/
oder anderer Rettungskräfte im Alarmfall verantwortlich. 
Die Verantwortung für die Alarmierung der Rettungskräfte 
liegt bei den Personen, die das Alarmsignal des RWM hören, 
in der Regel also den Nutzern der Wohnungen oder auch 
den Nachbarn oder dem Kunden selbst. Der Kunde wird 
darauf hingewiesen und informiert auch die aktuellen und 
nachfolgenden Nutzer der Wohnungen über diese Verant-
wortung. Wir übernehmen demzufolge keine Haftung für 
Schäden, die dadurch entstehen, dass die Rettungskräfte zu 
spät oder gar nicht alarmiert werden, es sei denn, wir haben 
dies vorsätzlich oder grob fahrlässig zu vertreten.
§ 11.5 Damit wir die Funktionsfähigkeit der RWM prüfen 
können, ist es erforderlich, dass das Objekt entweder mit 
den von uns angebotenen RWM oder mit von uns freigege-
benen Fremd-RWM ausgestattet ist. Falls es aus Gründen, 
die nicht von uns zu verantworten sind, unmöglich oder un-
zumutbar ist, diese Anforderungen zu erfüllen, behalten wir 
uns das Recht vor, vom Vertrag zurückzutreten oder ihn zu 
kündigen. Sollten RWM beispielsweise aufgrund von Reno-
vierungen demontiert werden, müssen sie anschließend an 
ihrer ursprünglichen Position wieder angebracht werden.
§ 11.6 Für den Fall einer Wohnungsüberprüfung zur Über-
prüfung der Rauchwarnmelder werden wir den Termin 
mindestens 14 Tage im Voraus angemessen ankündigen. 
Wenn es sich um leerstehende oder unbewohnte Einheiten 
handelt, wird der Kunde uns zum angegebenen Zeitpunkt 
den Zugang gewähren. Sollte eine Überprüfung zum an-
gegebenen Termin nicht möglich sein, werden wir einen 
zweiten Termin zur Überprüfung vereinbaren, jedoch nicht 
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§ 10 Geräteaustausch und Gerätemontage
Sie haben die Voraussetzungen für die ungehinderte Mon-
tage bzw. den Austausch in einem Arbeitsgang zu schaffen.
Es ist Aufgabe des Auftraggebers, Einbaustellen vorzuberei-
ten, einschließlich etwaig notwendiger Eingriffe in Rohr-
leitungen sowie deren Beschriftung oder Kennzeichnung 
in sonstiger geeigneter Weise hinsichtlich Systemfunktion 
und Fließrichtung. Zudem muss eine freie Zugänglichkeit 
der Montagestelle, bei Montagen über 2,5 m die kostenfreie 
Bereitstellung von Leitern oder Hebebühnen, funktionieren-
de Absperrvorrichtungen und ausreichend fixierte Rohr-
leitungen im Montagebereich gewährleistet sein. Soweit für 
die Montage oder den Austausch unserer Geräte ein Eingriff 
ins Rohrleitungsnetz notwendig ist, müssen Sie diesen 
Eingriff auf Ihre Kosten bei einem Fachhandwerker beauf-
tragen. Mehraufwand während der Montage, z.B. durch 
schwer zugängliche Montagestellen, werden nach Aufwand 
und jeweils aktuell gültiger Preisliste (Sonderleistungen 
Kundendiensttechniker pro Stunde) in Rechnung gestellt. 
Die Montagetermine werden jedem Nutzer - mindestens 
jedoch dem zuständigen von Ihnen gewählten Ansprech-
partner vor Ort - durch das Versenden von elektronischen 
Benachrichtigungen über Mail oder App mindestens acht 
Tage zuvor angekündigt. Bei erfolgloser Anfahrt infolge 
Nichtöffnens der erforderlichen Türen und Zugänge, aus 
Nicht-Montagegründen, wie z.B. bei fehlendem Betriebs-
druck in den Leitungen, Behinderung des Zugangs zu den 
Montagestellen durch andere Gewerke oder aus Gründen, 
die wir nicht zu vertreten haben, sind wir berechtigt, den 
Ausfall der geplanten Montagezeit zzgl. Anfahrtskosten 
nach der jeweils gültigen Preisliste (Sonderleistungen 
Kundendiensttechniker pro Stunde) in Rechnung zu stellen. 
Für Folgen einer nicht erfolgten Montage haften wir nicht. 
Die Montage erfolgt nach Einschätzung der uns bekannten 
und gemäß den jeweils gültigen technischen Vorschriften. 
Sie erklären sich damit einverstanden, dass bei Montage 
von Heizkostenverteilern der Lack an Heizkörpern entfernt 
und Schweißbolzen gesetzt werden. Hierbei ist eine Rück-
standslose Demontage ausgeschlossen und Sie erklären 
sich damit einverstanden, dass wir auch bei Beendigung 
des Mietverhältnisses Lackschäden am Heizkörper nicht 
entfernen oder beheben.
AssetEnergy haftet nicht für Schäden, die aufgrund ord-

behör nach Abschluss des Angebots die Einzelpreise gemäß 
der zum jeweiligen Zeitpunkt gültigen Preisliste gelten. Die 
gemieteten Geräte werden während der Mietzeit durch uns 
funktionsfähig gehalten; etwaige Mängel werden durch uns 
kostenlos behoben, soweit diese von uns zu vertreten sind. 
Wir stellen dem Auftraggeber die Geräte mietweise zur Ver-
fügung. Wir behalten uns das Recht vor, die Geräte jederzeit 
auszutauschen. Die Leistungen der Gerätemiete umfasst 
die Überprüfung und Überwachung der Eichfristen, der 
technischen Funktionsfähigkeit und einen regelmäßigen 
Austausch bei Überschreitung der Eichfrist. Bei Ablauf der 
Eichzeit werden Sie rechtzeitig über den Austausch mit 
verbundener Vertragsverlängerung informiert. Die Geräte 
bleiben Eigentum von AssetEnergy. Nach Ablauf des Ver-
trages sind Sie verpflichtet, uns die Geräte zur Abholung 
zur Verfügung zu stellen. Holen wir die Geräte nicht ab, gilt 
dies nicht als stillschweigende Fortsetzung des Mietverhält-
nisses, welches ausdrücklich ausgeschlossen wird. Setzen 
Sie nach Beendigung des Mietverhältnisses den Gebrauch 
der Geräte fort, nutzen Sie diese insbesondere zu Zwecken 
der Abrechnungserstellung, stehen uns die in § 546a BGB 
bezeichneten Ansprüche auf Entschädigung zu. Der Auf-
traggeber tritt im Voraus alle Forderungen aus dem Weiter-
verkauf, der Verarbeitung, dem Einbau oder der sonstigen 
Verwertung der gelieferten Waren an uns zur Sicherung 
aller Forderungen aus der Geschäftsverbindung ab. Auf 
Verlangen von uns gibt der Auftraggeber die Abtretung 
dem Drittschuldner bekannt, erteilt uns alle zur Geltendma-
chung Ihrer Rechte erforderlichen Auskünfte und händigt 
die Unterlagen aus. 

nungsgemäßer De-/Ummontage von Geräten notwendi-
gerweise, d.h. ohne Verschulden, entstehen.
Im Falle eines Wasserschadens nach der Montage eines 
Wasser- oder Wärmemengenzählers, haften wir nicht 
aufgrund defekter oder undichter Anschlussstellen. Bei 
Mängeln, die im direkten Zusammenhang mit der Montage 
festgestellt werden, hat der Auftragsgeber uns dies um-
gehend zu melden. Eine Besichtigung und Prüfung des 
Schadens behalten wir uns vor und ist vom Auftraggeber 
stattzugeben. 
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§ 12 Haftung
Die Haftung wird, soweit gesetzlich zulässig, ausgeschlos-
sen. Ausgenommen sind Verletzung wesentlicher Vertrags-
pflichten, Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit, Ansprüche 
nach Produkthaftungsgesetz, aus Arglist und Ansprüche 
für Verletzung des Lebens, Körper oder Gesundheit. Für 
Folge- und Vermögensschäden wird die Haftung gänzlich 
ausgeschlossen. Die Haftung ist in jedem Falle den Auf-
tragswert begrenzt. 

Die Vertragslaufzeit gilt als Festlaufzeit und entnehmen Sie 
den mit Ihnen geschlossenen Verträgen. Die Laufzeit der 
Mietverträge beginnt bei der Montage und die Verträge 
werden für die individuell vereinbarten Laufzeiten ab-
geschlossen. Die Verträge verlängern sich jeweils um den 
selben Zeitraum. Die Laufzeitverlängerung gilt nicht, wenn 
der Auftraggeber Verbraucher ist und die vereinbarte Ver-
tragslaufzeit mindestens 10 Jahre beträgt; in diesem Fall 
verlängern sich die Verträge nach Ablauf der Erstlaufzeit 
jeweils lediglich um 8 Jahre. Der Auftraggeber kann wäh-
rend des letzten Jahres einer jeweiligen Vertragslaufzeit 
von Mietverträgen mit einer Frist von 3 Monaten zum Mo-
natsende kündigen. Bei einer vorzeitigen Kündigung des 
Gerätemietvertrags sind wir berechtigt, unsere Leistungen 
einzustellen und die bis zum Ende der regulären Laufzeit 
geschuldete Vergütung/Gerätemiete sofort in Rechnung 

§ 14 Datenschutz
Wir beachten die einschlägigen datenschutzrechtlichen Be-
stimmungen der Bundesrepublik Deutschland und gehen 
davon aus, dass Sie sich ebenfalls Ihren Nutzern gegenüber 
Datenschutzkonform verhalten. Wir verweisen zu diesem 
Punkt auf die jeweils gültige Datenschutzerklärung unter 
www.assetenergy.de/datenschutz sowie die ggf. gesondert 
zur Verfügung gestellten Erklärungen. Soweit wir für Sie im 
Rahmen unserer Geschäftsbeziehung als Auftrags-Daten-
verarbeiter tätig werden, gilt im Übrigen die mit Ihnen 
getroffene Vereinbarung zur Auftragsverarbeitung auf der 
Grundlage der Datenschutz-Grundverordnung.

§ 15 Gerichtsstand
Mit Kaufleuten, juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts oder öffentlichrechtlichen Sondervermögen wird 
Memmingen als Gerichtsstand vereinbart.
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§ 13 Vertragsdauer/Kündigung

vor Ablauf weiterer 14 Tage, und dies in Textform ankündi-
gen. Dasselbe gilt, wenn wir die Wohnung für Tätigkeiten 
betreten müssen, die aus den Überprüfungen resultieren.
§ 11.7 Wir informieren unseren Kunden nach Abschluss der 
jährlichen Prüfungen und gegebenenfalls resultierenden 
Tätigkeiten über das Ergebnis im Detail. Wir teilen mit, 
welche Prüfungen ohne Beanstandungen durchgeführt 
wurden, welche Prüfungen Beanstandungen aufwiesen 
und welche Geräte ausgetauscht wurden. Zudem informie-
ren wir über die Nutzeinheiten, bei denen aufgrund von 
nicht funktionierenden Rauchwarnmeldern (RWM) kein 
Zugang möglich war. Falls wir während der beiden Termi-
ne keinen Zugang zu bestimmten RWM haben und somit 
keine Überprüfung durchführen konnten, ist es alleinige 
Verantwortung des Kunden, diese zu überprüfen. Sollte der 
Kunde wünschen, dass wir nach dem zweiten Termin wei-
tere Versuche unternehmen, die RWM zu überprüfen, wird 
er uns hierfür gesondert beauftragen und gemäß der dann 
gültigen Preisliste entlohnen müssen. Gleiches gilt für den 
Fall, dass wir für aus den Prüfungen resultierende Tätigkei-
ten Zugang zur Wohnung benötigen, diesen jedoch nicht 
erhalten haben.
§ 11.8 Wenn es notwendig oder zweckmäßig ist, dass wir 
direkt mit den Bewohnern der betroffenen Wohnung in 
Kontakt treten, um unsere Dienstleistungen zu erbringen, 
wird der Kunde uns ihre Kommunikationsdaten zur Verfü-
gung stellen. Die Verarbeitung dieser Daten erfolgt gemäß 
dem jeweiligen Vertrag zur Auftragsverarbeitung zwischen 
dem Kunden und uns. Der Abschluss dieses Vertrages liegt 
gemäß Artikel 28 der Datenschutz-Grundverordnung beim 
Kunden.
§ 11.9 Wenn der Kunde beabsichtigt, die Raumnutzung 
(insbesondere in Bezug auf Schlafräume) zu ändern oder 
bauliche Veränderungen vorzunehmen (einschließlich 
(nahezu) raumhohen Gegenständen/Vorhängen), ist er ver-
pflichtet, uns dies schriftlich mitzuteilen. Um die erforder-
lichen Informationen über die Wohnungen zu erhalten, 
wird der Kunde die Wohnungsmieter über den Zweck und 
die Schutzziele der Installation von Rauchwarnmeldern 
informieren, insbesondere in den vom Gesetz vorgeschrie-
benen Räumen, und sie anweisen, ihn über die genannten 
Änderungen zu informieren. Der Kunde kann uns entgelt-
pflichtig beauftragen, die Montagesituation zu prüfen und 
gegebenenfalls weitere Rauchwarnmelder zu installieren 
oder vorhandene Rauchwarnmelder umzumontieren.

zu stellen. Die Dienstleistungsverträge verlängern sich 
jeweils um ein Jahr, wenn sie nicht spätestens 3 Monate vor 
Ablauf der jeweiligen Laufzeiten von einem der Vertrags-
partner gekündigt werden. Wird ein Dienstleistungsvertrag 
zum Ende der Abrechnungsperiode ordentlich gekündigt, 
erstellen wir für Sie für diese Abrechnungsperiode noch die 
Abrechnung und erbringen die dazugehörigen Leistungen. 
Eine Kündig bedarf der Schriftform. Das außerordentliche 
Kündigungsrecht bei Tod des Auftraggebers gemäß § 580 
BGB und das Kündigungsrecht des § 648 Satz 1 BGB ist wird 
beiderseits ausgeschlossen.
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Widerrufsrecht
Gemäß § 355 BGB steht Ihnen das Recht zu, binnen einer 
Frist von vierzehn Tagen ohne Angabe von Gründen einen 
mit uns geschlossenen Vertrag zu widerrufen. Die Frist 
beginnt ab dem Tag des Vertragsabschlusses. Sofern es sich 
um einen Kaufvertrag handelt, beginnt die Widerrufsfrist 
ab dem Zeitpunkt, zu dem Sie oder ein von Ihnen benann-
ter Dritter, der nicht der Beförderer ist, die Waren in Besitz 
genommen hat. Sollte es sich hingegen um einen Vertrag 
über mehrere Waren handeln, die im Rahmen einer einheit-
lichen Bestellung bestellt wurden und getrennt geliefert 
werden, so beginnt die Frist ab dem Zeitpunkt, zu dem Sie 
oder ein von Ihnen benannter Dritter, der nicht der Beför-
derer ist, die letzte Ware in Besitz genommen hat. Entspre-
chend beginnt die Widerrufsfrist bei einem Vertrag über 
die Lieferung einer Ware in mehreren Teilsendungen oder 
Stücken ab dem Zeitpunkt, zu dem Sie oder ein von Ihnen 
benannter Dritter, der nicht der Beförderer ist, die letzte Teil-
sendung oder das letzte Stück in Besitz genommen hat.

Um Ihr Widerrufsrecht auszuüben, müssen Sie uns, die 
Firma AssetEnergy, mit Sitz in Schlachthofstr. 61, 87700 
Memmingen, mittels einer eindeutigen Erklärung (z. B. 
durch einen mit der Post versandten Brief, ein Telefax oder 
eine E-Mail) über Ihren Entschluss, diesen Vertrag zu wider-
rufen, informieren. Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt 
es, wenn Sie die Mitteilung über die Ausübung des Wider-
rufsrechts vor Ablauf der Widerrufsfrist absenden.

Folgen des Widerrufs
Im Falle eines Widerrufs dieses Vertrags sind wir verpflich-
tet, Ihnen sämtliche Zahlungen, die wir von Ihnen erhalten 
haben, einschließlich der Lieferkosten, unverzüglich und 
spätestens binnen vierzehn Tagen ab dem Tag zurück-

zuzahlen, an dem wir Ihre Mitteilung über den Widerruf 
dieses Vertrags erhalten haben. Eine Ausnahme besteht für 
zusätzliche Kosten, die sich daraus ergeben, dass Sie eine 
andere Art der Lieferung als die von uns angebotene, güns-
tigste Standardlieferung gewählt haben. Zur Rückzahlung 
verwenden wir dasselbe Zahlungsmittel, das Sie bei der ur-
sprünglichen Transaktion eingesetzt haben, es sei denn, es 
wurde ausdrücklich etwas anderes mit Ihnen vereinbart. In 
keinem Fall werden wir Ihnen Entgelte für die Rückzahlung 
berechnen. 
Wir können die Rückzahlung verweigern, bis wir die Waren 
wieder zurückerhalten haben oder Sie den Nachweis er-
bracht haben, dass Sie die Waren zurückgesandt haben, je 
nachdem, welches der frühere Zeitpunkt ist. Sie haben die 
Waren unverzüglich und spätestens binnen vierzehn Tagen 
ab dem Tag, an dem Sie uns über den Widerruf dieses 
Vertrags unterrichtet haben, an die im Lieferschein ange-
gebene Anschrift oder, sofern dieser nicht mehr vorliegt, an 
die AssetEnergy GmbH, Schlachthofstr. 61, 87700 zurückzu-
senden oder zu übergeben. Eine Kopie des Lieferscheins ist 
der Sendung beizufügen. Die Frist ist gewahrt, wenn Sie die 
Waren vor Ablauf der Frist von vierzehn Tagen absenden. 
Sie tragen die unmittelbaren Kosten der Rücksendung der 
Waren. 
Sie müssen nur für einen etwaigen Wertverlust der Waren 
aufkommen, wenn dieser auf einen zur Prüfung der Be-
schaffenheit, Eigenschaften und Funktionsweise der Waren 
nicht notwendigen Umgang mit ihnen zurückzuführen 
ist. Wenn Sie verlangt haben, dass die Dienstleistungen 
während der Widerrufsfrist beginnen sollen, sind Sie ver-
pflichtet, uns einen angemessenen Betrag zu zahlen, der 
dem Anteil der bis zum Zeitpunkt der Unterrichtung über 
die Ausübung des Widerrufsrechts erbrachten Dienstleis-
tungen im Vergleich zum Gesamtumfang der im Vertrag 
vorgesehenen Dienstleistungen entspricht.

Vereinbarung zur Auftragsverarbeitung gemäß Art. 28 DS-GVOmäß Art. 28 DS-GVO
zwischen
dem Auftraggeber - Verantwortlicher - 
nachstehend Auftraggeber genannt – und
AssetEnergy GmbH, Schlachthofstr. 61, 87700 Memmingen 
- Auftrags- verarbeiter -
nachstehend Auftragnehmer genannt

1. Gegenstand und Dauer der 
Vereinbarung
(1) Gegenstand
Der Gegenstand dieser Vereinbarung zur Auftragsver-
arbeitung (nachfolgend „Vereinbarung“ genannt) und die 
Kontaktdaten des Auftraggebers ergeben sich aus dem je-
weiligen Auftrag, auf den hier verwiesen wird (nachfolgend 
„Auftrag“ genannt).
(2) Dauer
Die Dauer dieser Vereinbarung (Laufzeit) entspricht der 
Laufzeit des Auftrages.

2. Konkretisierung des Inhalts der 
Vereinbarung
(1) Art und Zweck der vorgesehenen Verarbeitung von 
Daten
Die Art und der Zweck der Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten durch den Auftragnehmer für den Auftraggeber 
sind im jeweiligen Auftrag konkret beschrieben.

Die Erbringung der vertraglich vereinbarten Datenver-
arbeitung erfolgt ausschließlich in einem Mitgliedsstaat der 
Europäischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat 
des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum. 
Eine Verlagerung in ein Drittland ist nur mit vorheriger Zu-
stimmung des Auftraggebers zulässig und unterliegt den 
besonderen Voraussetzungen gemäß den Artikeln 44 ff. der 
Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO). 
(2) Art der Daten
Folgende Datenkategorien sind Gegenstand der Verarbei-
tung personenbezogener Daten: 
- Personenstammdaten
- Kommunikationsdaten (z. B. Telefon, E-Mail)
- Vertragsstammdaten (Vertragsbeziehung, Produkt- bzw. 
Vertrags- interesse)
- Kundenhistorie
- Vertragsabrechnungs- und Zahlungsdaten
- Planungs- und Steuerungsdaten
- Mieter-/Wohnungseigentümerdaten (z. B. Name, Anschrift, 
Umlageschlüssel,Verbrauchsdaten)
(3) Kategorien betroffener Personen Die Kategorien der 
durch die Verarbeitung betroffenen Personenumfassen:
- Kunden
- Interessenten
- AssetEnergy Service-Partner (Ableser, Monteure)
- Beschäftigte
- Lieferanten
- Ansprechpartner
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- Mieter, Wohnungseigentümer

3. Technisch-organisatorische 
Maßnahmen
(1) Die vereinbarten technischen und organisatorischen 
Maßnahmen gemäß Anlage 1 werden vom Auftragnehmer 
umgesetzt und dienen als Grundlage für die Vereinbarung. 
Falls eine Prüfung oder ein Audit seitens des Auftraggebers 
einen Anpassungsbedarf aufzeigt, ist dieser in beiderseiti-
gem Einvernehmen umzusetzen.
(2) Der Auftragnehmer hat gemäß Art. 28 Abs. 3 lit. c und 
Art. 32 DS-GVO, insbesondere in Verbindung mit Art. 5 Abs. 
1 und Abs. 2 DS-GVO, für die Sicherheit zu sorgen. Die Maß-
nahmen zielen darauf ab, ein angemessenes Schutzniveau 
hinsichtlich Vertraulichkeit, Integrität, Verfügbarkeit und 
Belastbarkeit der Systeme zu gewährleisten und die Rechte 
und Freiheiten natürlicher Personen gemäß Art. 32 Abs. 1 
DS-GVO zu schützen. Bei der Festlegung der Maßnahmen 
sind der Stand der Technik, die Implementierungskosten, 
der Umfang und die Zwecke der Verarbeitung sowie die 
unterschiedliche Eintrittswahrscheinlichkeit und Schwere 
des Risikos zu berücksichtigen. 
(3) Die technischen und organisatorischen Maßnahmen 
unterliegen dem technischen Fortschritt und der Weiter-
entwicklung. Der Auftragnehmer ist berechtigt, alternative 
adäquate Maßnahmen umzusetzen, solange das festgeleg-
te Sicherheitsniveau nicht unterschritten wird. Wesentliche 
Änderungen sind zu dokumentieren.

4. Berichtigung, Einschränkung 
und Löschung von Daten
Der Auftragnehmer ist nicht berechtigt, eigenmächtig die 
im Rahmen dieser Vereinbarung verarbeiteten Daten zu 
berichtigen, zu löschen oder deren Verarbeitung einzu-
schränken. Alle derartigen Schritte dürfen nur auf doku-
mentierte Weisung des Auftraggebers hin erfolgen. Sollte 
eine betroffene Person sich direkt an den Auftragnehmer 
mit einem Anliegen in dieser Hinsicht wenden, wird der 
Auftragnehmer dieses Ersuchen unverzüglich an den Auf-
traggeber weiterleiten.
Sofern im Leistungsumfang enthalten, hat der Auftragneh-
mer sicherzustellen, dass das Löschkonzept, das Recht auf 
Vergessenwerden, die Berichtigung, die Datenportabilität 
und die Auskunft direkt gemäß dokumentierter Weisung 
des Auftraggebers durchgeführt werden.

5. Qualitätssicherung und sonstige 
Pflichten des Auftragnehmers
Der Auftragnehmer hat gesetzliche Pflichten gemäß Artt. 
28 bis 33 DS-GVO einzuhalten und gewährleistet insbeson-
dere die Vertraulichkeit gemäß Artt. 28 Abs. 3 S. 2 lit. b, 29, 
32 Abs. 4 DS-GVO. Dabei setzt er nur Beschäftigte ein, die 
auf die Vertraulichkeit verpflichtet und mit den relevan-
ten Bestimmungen zum Datenschutz vertraut sind. Der 
Auftragnehmer und jede Person mit Zugang zu personen-
bezogenen Daten dürfen diese ausschließlich gemäß den 
Weisungen des Auftraggebers verarbeiten, es sei denn, sie 
sind gesetzlich zur Verarbeitung verpflichtet.
Weiterhin sind alle für die Vereinbarung erforderlichen tech-
nischen und organisatorischen Maßnahmen gemäß Artt. 
28 Abs. 3 S. 2 lit. c, 32 DS-GVO umzusetzen und einzuhalten 
(Einzelheiten in Anlage 1). Auf Anfrage arbeiten Auftragge-
ber und Auftragnehmer mit der Aufsichtsbehörde bei der 
Erfüllung ihrer Aufgaben zusammen. Der Auftragnehmer 
informiert den Auftraggeber unverzüglich über Kontroll-
handlungen und Maßnahmen der Aufsichtsbehörde, die 
sich auf die Vereinbarung beziehen.

Sofern der Auftraggeber einer Kontrolle der Aufsichtsbehör-
de, einem Ordnungswidrigkeits- oder Strafverfahren, einem 
Haftungsanspruch einer betroffenen Person oder einem an-
deren Anspruch im Zusammenhang mit der Auftragsverar-
beitung beim Auftragnehmer ausgesetzt ist, unterstützt der 
Auftragnehmer ihn jeweils. Der Auftragnehmer kontrolliert 
regelmäßig die internen Prozesse sowie die technischen 
und organisatorischen Maßnahmen, um die Einhaltung der 
Anforderungen des Datenschutzrechts und den Schutz der 
Rechte der betroffenen Person zu gewährleisten.
Zudem muss der Auftragnehmer die getroffenen techni-
schen und organisatorischen Maßnahmen gegenüber dem 
Auftraggeber nachweisen, im Rahmen dessen Kontrollbe-
fugnisse gemäß Ziffer 7 dieses Vertrages.

6. Unterauftragsverhältnisse
(1) Im Rahmen dieser Regelung werden als Unterauftrags-
verhältnisse nur Dienstleistungen angesehen, die direkt 
mit der Erbringung der Hauptleistung zusammenhängen. 
Zu den nicht darunter fallenden Nebenleistungen gehö-
ren beispielsweise Telekommunikationsdienste, Post- oder 
Transportdienstleistungen, Wartung und Benutzerservice 
sowie Entsorgung von Datenträgern und sonstige Maß-
nahmen zur Gewährleistung der Vertraulichkeit, Verfügbar-
keit, Integrität und Belastbarkeit der Hard- und Software 
von Datenverarbeitungsanlagen, die vom Auftragnehmer 
genutzt werden. Der Auftragnehmer ist jedoch verpflichtet, 
bei ausgelagerten Nebenleistungen geeignete vertragliche 
Vereinbarungen zu treffen und Kontrollmaßnahmen zu er-
greifen, um die Datensicherheit und den Datenschutz des 
Auftraggebers zu gewährleisten.
(2) Der Auftragnehmer darf weitere Auftragsverarbeiter nur 
mit schriftlicher Einwilligung des Auftraggebers einsetzen. 
Der Auftragnehmer informiert den Auftraggeber über jeg-
liche beabsichtigte Änderung im Zusammenhang mit der 
Hinzuziehung oder Ersetzung solcher Auftragsverarbeiter. 
Der Auftraggeber muss sicherstellen, dass er durch regel-
mäßigen Abruf (z. B. durch geeignete technische Vorkeh-
rungen) stets über den aktuellen Stand der aufgelisteten 
Auftragsverarbeiter informiert ist.
(3) Die Übertragung personenbezogener Daten des Auf-
traggebers an Unterauftragnehmer und die erstmalige 
Verarbeitung sind erst nach Erfüllung aller Voraussetzungen 
für eine Unterauftragsvergabe gestattet.
(4) Sofern der Unterauftragnehmer die vereinbarte Leistung 
außerhalb der EU/des EWR erbringt, muss der Auftragneh-
mer die datenschutzrechtliche Zulässigkeit durch geeignete 
Maßnahmen sicherstellen. Gleiches gilt, wenn Dienstleister 
im Sinne von Absatz 1 Satz 2 eingesetzt werden sollen.
(5) Eine weitere Auslagerung durch den Unterauftragneh-
mer bedarf ausdrücklicher Zustimmung des Hauptauf-
tragnehmers (mindestens in Textform). Alle Datenschutz-
pflichten, die der Auftragnehmer aus dieser Vereinbarung 
übernommen hat, müssen dem weiteren Unterauftragneh-
mer auferlegt werden, soweit sie für das Unterauftragsver-
hältnis relevant sind.

7. Kontrollrechte des Auftraggebers
(1) Um sicherzustellen, dass der Auftragnehmer diese Ver-
einbarung einhält, hat der Auftraggeber das Recht, Stich-
probenkontrollen im Geschäftsbetrieb des Auftragnehmers 
durchzuführen. Diese müssen mindestens vier Wochen im 
Voraus angemeldet werden. Personen, die vom Auftrag-
geber dafür eingesetzt werden, müssen sich zur Geheim-
haltung verpflichten und strenge Sicherheitsanforderungen 
erfüllen. Zudem dürfen sie in keiner Beziehung zu einem 
Wettbewerber des Auftragnehmers stehen.
(2) Der Auftragnehmer gewährleistet, dass der Auftraggeber 
die Einhaltung der Pflichten des Auftragnehmers gemäß 
Art. 28 DS-GVO überprüfen kann. Der Auftragnehmer ver-
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8. Vergütung von datenschutzbezogenen 
Leistungen
Sollte der Auftragnehmer Unterstützungsleistungen gemäß 
den Klauseln 7, 10 und 11 erbringen, so ist er dazu berechtigt, 
eine angemessene Vergütung basierend auf dem Zeit- und 
Materialaufwand zu verlangen. Diese Vergütung ist nicht 
in der Leistungsvereinbarung enthalten und kann auch 
nicht auf das Fehlverhalten des Auftragnehmers zurück-
geführt werden. Die Unterstützungsleistungen dürfen 
auch nicht ausschließlich zur Erfüllung der unmittelbar aus 
der DS-GVO oder dem BDSG ergebenden Pflichten des 
Auftragnehmers bestehen. Für unsere Fachkräfte gilt ein 
Stundensatz von 150,00 Euro zuzüglich der gesetzlichen 
Umsatzsteuer, sofern keine andere Vereinbarung mit dem 
Auftraggeber getroffen wurde. Der Materialaufwand und 
die Reisekosten werden dem Auftraggeber in der tatsäch-
lich entstandenen Höhe berechnet.

9. Mitteilung bei Verstößen des 
Auftragnehmers
Der Auftragnehmer leistet Unterstützung für den Auftrag-
geber bei der Erfüllung der Pflichten, die in den Artikeln 32 
bis 36 der DS-GVO im Zusammenhang mit der Sicherheit 
personenbezogener Daten genannt werden, einschließlich 
Meldepflichten bei Datenpannen, Datenschutz-Folgeab-
schätzungen und vorherige Konsultationen. Dazu gehören 
insbesondere:
a) Die Bereitstellung von angemessenen technischen und 
organisatorischen Maßnahmen, die den Umständen und 
Zwecken der Verarbeitung sowie der prognostizierten 
Wahrscheinlichkeit und Schwere von Sicherheitslücken 
Rechnung tragen und eine sofortige Erkennung von rele-
vanten Verletzungsereignissen ermöglichen.
b) Die Verpflichtung, Verletzungen des Schutzes perso-
nenbezogener Daten unverzüglich dem Auftraggeber zu 
melden.
c) Die Verpflichtung, dem Auftraggeber im Rahmen von 
Informationspflichten gegenüber betroffenen Personen zu 
unterstützen und ihm alle relevanten Informationen unver-
züglich zur Verfügung zu stellen.
d) Die Unterstützung des Auftraggebers bei der Durchfüh-
rung von Datenschutz-Folgeabschätzungen.
e) Die Unterstützung des Auftraggebers bei vorherigen 
Konsultationen mit der Aufsichtsbehörde.

10. Weisungsbefugnis des Auftraggebers
(1) Jegliche mündlichen Weisungen sind vom Auftraggeber 
unverzüglich zu bestätigen, mindestens in Textform.
(2) Der Auftragnehmer hat den Auftraggeber unverzüg-
lich zu benachrichtigen, falls er der Ansicht ist, dass eine 
Weisung gegen Datenschutzvorschriften verstößt. Der Auf-
tragnehmer ist befugt, die Ausführung der entsprechenden 
Weisung bis zur Bestätigung oder Änderung durch den 
Auftraggeber auszusetzen.

11. Löschung und Rückgabe von 
personenbezogenen Daten
(1) Ohne Wissen des Auftraggebers werden vom Auftrag-
nehmer keine Kopien oder Duplikate der Daten erstellt. Es 
sei denn, sie sind zur Erfüllung der Vereinbarung und zur 
Gewährleistung einer ordnungsgemäßen Datenverarbei-
tung erforderlich oder es besteht eine Verpflichtung zur 
Speicherung nach einer Rechtsvorschrift.
(2) Sobald die vertraglich vereinbarten Arbeiten abge-
schlossen sind oder auf Anforderung des Auftraggebers, 
spätestens jedoch mit Beendigung des Auftrags, muss der 
Auftragnehmer sämtliche Unterlagen, erstellten Verarbei-
tungs- und Nutzungsergebnisse sowie Datenbestände, die 
im Zusammenhang mit dem Auftragsverhältnis stehen, 
an den Auftraggeber übergeben oder datenschutzgerecht 
vernichten. Auch Test- und Ausschussmaterial müssen 
entsprechend behandelt werden. Auf Anforderung des Auf-
traggebers muss der Auftragnehmer ein Protokoll über die 
Löschung vorlegen.
(3) Daten, für die nach einer Rechtsvorschrift eine Verpflich-
tung zur Speicherung besteht, sind von den Lösch- und 
Rückgabepflichten ausgenommen. Beispielsweise müssen 
Dokumentationen, die der Nachweis der auftrags- und ord-
nungsgemäßen Datenverarbeitung dienen, entsprechend 
den jeweiligen Aufbewahrungsfristen über das Vertragsen-
de hinaus aufbewahrt werden.

pflichtet sich, dem Auftraggeber auf Anfrage alle erforder-
lichen Informationen zur Verfügung zu stellen und insbe-
sondere den Nachweis der Umsetzung der technischen und 
organisatorischen Maßnahmen zu erbringen.
(3) Der Nachweis solcher Maßnahmen, die nicht nur den 
konkreten Auftrag betreffen, kann durch aktuelle Testate, 
Berichte oder Berichtsauszüge von unabhängigen Instan-
zen (wie Wirtschaftsprüfern, Revisionsstellen, Datenschutz-
beauftragten, IT-Sicherheitsabteilungen, Datenschutzaudi-
toren oder Qualitätsauditoren) oder durch eine geeignete 
Zertifizierung im Rahmen von IT-Sicherheits- oder Daten-
schutzaudits (z.B. nach BSI-Grundschutz) erbracht werden.
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